
Traunstein. Das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe kippte
am 26. Februar 2020 das seit 2015
gültige Verbot der geschäftsmäßi-
gen Beihilfe zur Selbsttötung. Eine
gesetzliche Neuregelung ist noch
nicht in Sicht, doch die verschie-
denen Professionen, die Men-
schen am Lebensende begleiten,
sind bereits mit der Bitte von Pa-
tienten um ein selbstbestimmtes
Sterben konfrontiert. Nach über
einem Jahr Corona-Pause haben
sich deshalb nun Mediziner, Pfle-
gende, Juristen, Seelsorger, So-
zialarbeiterinnen und ehrenamt-
liche Hospizbegleiter im Traun-
steiner „Qualitätszirkel Palliativ-
medizin“ getroffen und ethische
Überlegungen angestellt – zum
freiwilligen Verzicht auf Essen
und Trinken, was bereits länger
zur erlaubten Praxis gehört, und
zum assistierten Suizid, der durch
das Karlsruher Urteil nun nicht
mehr strafbar ist. „So viele Teil-
nehmer hatten wir in den Gaststu-
ben, in denen wir uns sonst tref-
fen, nie“, begrüßte Dr. Robert
Kühnbach, ärztlicher Leiter im
Netzwerk Hospiz, Mitorganisator
und Gastgeber des Qualitätszir-
kels, die 73 Gäste bei der virtuellen
Konferenz. Als Referent sprach
Prof. Dr. Georg Marckmann von
der LMU München, Vorsitzender
des Instituts für Ethik, Geschichte
und Theorie der Medizin.

Bewusstes Unterlassen,
nicht bewusstes Tun

„Für den freiwilligen Verzicht
auf Essen und Trinken, kurz FVET,
gibt es derzeit keine explizite Re-
gelung“, erläuterte er. Die Frage,
ob FEVT eine Form der Selbsttö-
tung sei, beantwortete er von der
Definition des Begriffs her: „Laut
der Weltgesundheitsorganisation
WHO handelt es sich bei Suizid
um eine bewusste Herbeiführung
des Todes. FEVT ist kein aggressi-
ver, invasiver Akt, ähnelt in sei-
nem Verlauf dem natürlichen
Sterbeprozess, dauert über einen
längeren Zeitraum und ist in den
ersten Tagen meist noch reversi-
bel. Es ist kein Tod durch ein be-
wusstes Tun, sondern durch ein
bewusstes Unterlassen und stellt
somit eine Sonderform, einen
passiven Suizid, dar“, so Marck-
mann. Unter bestimmten Voraus-
setzungen könne die medizini-
sche Begleitung eines solchen
Vorhabens als Suizidhilfe bewer-
tet werden. „Das ist aber noch kei-
ne moralische Wertung“, gab
Marckmann zu bedenken.

Einen konkreten Fall von FVET
schilderte die Palliativmedizine-
rin Dr. Birgit Krause-Michel, Vor-
sitzende der außerklinischen
Ethikberatung im Netzwerk Hos-
piz: „Die Patientin war Mitte 50
und litt schon über die Hälfte ihres

Das Recht, sich zu töten – auch mit Hilfe von Dritten

Lebens an Multipler Sklerose. Sie
lebte in einer Pflegeeinrichtung,
konnte nicht mehr allein aufste-
hen, benötigte Hilfe beim Essen
und Trinken. Über ein halbes Jahr
lang sagte sie den Pflegekräften,
dass sie sterben wolle, bis sich die
Pflegedienstleitung letztlich rat-
suchend an die außerklinische
Ethikberatung wandte“, be-
schrieb Krause-Michel die Le-
benssituation der Frau.

Die außerklinische Ethikbera-
tung ist ein für den Patienten kos-
tenloses Beratungsangebot zu
Therapiemöglichkeiten, insbe-
sondere bei unterschiedlichen
Ansichten. Sie hat das Ziel, eine
gemeinsame Handlungsempfeh-
lung zu finden, die von allen be-
teiligten Personen und Professio-
nen mitgetragen werden kann.
„Es gab zunächst vier Ethikgesprä-
che, an denen immer die Patientin
selbst, Mitglieder des Teams der
Ethikberatung sowie abwech-
selnd der Hausarzt, Angehörige
der Patientin und die Pflege-
dienstleitung der Einrichtung zu-
gegen waren“, berichtete Krause-
Michel weiter. „Die Patientin
blieb in ihrem Sterbewunsch stets
klar und stabil. Doch wird an die-
sem Beispiel deutlich, wie viele
andere Personen und Professio-
nen vom Sterbewunsch einer Per-
son betroffen sind. Der Hausarzt
fühlte sich übergangen und ver-
suchte noch, die Patientin umzu-
stimmen, was ihm aber nicht ge-
lang. Angehörige reagierten zu-
nächst mit Entsetzen, als FVET als
Option angesprochen wurde.
Letztlich respektierten und unter-
stützten sie den Wunsch der Pa-
tientin und nahmen die Aufgabe
an, sie auf dem von ihr gewählten
Weg zu begleiten. Als die Patientin
dann mit guter Vorbereitung das
Essen und Trinken einstellte, gab
es auch beim Pflegepersonal gro-
ße Ängste, einige waren scho-
ckiert, als der über einen langen
Zeitraum immer wieder geäußer-

Freiwilliger Verzicht auf Essen und Trinken und assistierter Suizid: Ethische Überlegungen im Qualitätszirkel für Palliativmedizin

te Sterbewunsch nun Realität
wurde. Die Patientin selbst wirkte
vergnügt und gelöst.“

Das Team „Spezialisierte am-
bulante Palliativversorgung“
(SAPV) vom Netzwerk Hospiz, das
sich insbesondere um die medizi-
nischen, pflegerischen und psy-
chosozialen Belange von Men-
schen am Lebensende kümmert,
wurde begleitend hinzugezogen,
aber kaum gebraucht. Die Patien-
tin verstarb ohne weiteren Bedarf

an Medikamenten zur Symptom-
kontrolle nach genau einer Woche
im Beisein ihrer Mutter.

„Rückblickend waren die Ange-
hörigen stolz darauf, dass sie die-
ses Gehen ermöglichen konnten,
und auch die Pflegedienstleitung
äußerte sich dankbar für die gute
Begleitung“, erinnerte sich Krau-
se-Michel. Dabei betonte sie die
Freiwilligkeit, die auch seitens der
begleitenden Professionen von
hoher Bedeutung ist: „Manche

Pflegekräfte können das einfach
nicht mittragen, und das muss
man akzeptieren. Sie haben das
Recht, da nicht dabei sein zu wol-
len.“ Eine kurze Umfrage unter
den 73 Teilnehmern des Quali-
tätszirkels unterstrich die Wich-
tigkeit dieser Aussage. Über 60
Prozent haben bereits Patienten
bei FVET begleitet oder wurden
zumindest darum gebeten.

Überraschende
Eindeutigkeit

Vor eine besondere Herausfor-
derung stellte viele aus der Ärzte-
schaft die Aufhebung des Verbots
des geschäftsmäßigen assistierten
Suizids durch das Bundesverfas-
sungsgericht. „Das allgemeine
Persönlichkeitsrecht schließt das
Recht ein, sich selbst zu töten und
hierfür Hilfe von Dritten in An-
spruch zu nehmen. Die Eindeutig-
keit, mit der die Karlsruher Richter
dies formulierten, hat selbst die
Befürworter dieser Entscheidung
überrascht“, berichtet Marck-
mann – insbesondere, weil die Zu-
lässigkeit nicht von „materiellen
Kriterien“ abhängig gemacht wer-
de, wie zum Beispiel einer unheil-
baren und tödlichen Krankheit.
„Das Bundesverfassungsgericht
betonte die Neutralität des Staa-
tes. Der Sterbewunsch muss zwar
aus freier Verantwortung getrof-
fen werden, jedoch erfolgt keine
Beurteilung der Motive.“

In der Praxis bedeutet das, dass
auch ein junger und gesunder
Mensch das Recht hat, sich mithil-
fe von Dritten das Leben zu neh-
men, solange diese Entscheidung
nachweislich freiwillig ist. Nach
dem Karlsruher Urteil stellt sich
nun die Frage, welche rechtlichen
und/oder berufsrechtlichen Kri-
terien dies sicherstellen. „Doch
wo ziehe ich die Grenze, ab der
jemand nicht mehr einwilligungs-

fähig ist?“, fragte Marckmann.
„Wo genau endet zum Beispiel die
depressive Verstimmtheit, und wo
beginnt die psychische Erkran-
kung, mit der Betroffene nicht
mehr selbstbestimmt entschei-
den können? Manche Psychiater
vertreten dazu sogar die Position,
dass es einen Sterbewillen ohne
psychische Erkrankung gar nicht
gibt. Und kann nicht ein Mensch
mit psychischer Erkrankung trotz-
dem einwilligungsfähig sein?“

Die derzeit geltende Leitfrage,
wie und woran eine tatsächlich
selbstbestimmte Entscheidung zu
erkennen sei, hält Marckmann
deshalb für problematisch und ar-
gumentierte aus der Perspektive
der Medizinethik, die sich – ent-
gegen der landläufigen Meinung –
nicht explizit für oder gegen die
Fremdtötung ausspricht. „Die vier
geltenden Prinzipien der Medi-
zinethik sind Respekt vor der
Autonomie, Wohltun, Nichtscha-
den und Gerechtigkeit“, erklärte
Marckmann. „Ich wünsche mir
deshalb einen Paradigmenwech-
sel: Nicht die Frage nach der Ein-
willigungsfähigkeit sollte im Zen-
trum der Überlegungen stehen.
Unter Anwendung der vier Prinzi-
pien sollte die Leitfrage vielmehr
lauten: Wie kann man dem Betrof-
fenen angemessen helfen und
sein Wohlergehen in den Blick
nehmen?“ Eine gute Beziehung
zwischen Arzt und Patienten sei
dabei ausschlaggebend, in der
man gemeinsam überlegen und
Alternativen erörtern kann. „Na-
türlich ergibt sich aus dem Res-
pekt der Autonomie, dass der
Sterbewunsch ein freiwilliger,
wohlerwogener Entschluss eines
informierten, einwilligungsfähi-
gen Patienten sein muss“, so
Marckmann. „Jedoch sollte sein
Wohlbefinden im Fokus stehen.
Wir Ärzte müssen die Nöte und
Sorgen des Patienten in den Blick
nehmen und dann im Einzelfall
sehen, ob Suizidassistenz die rich-
tige Lösung für einen zu Tode ver-
zweifelten Menschen ist.“

Sterbehilfe: Niemand
kann verpflichtet werden

Dabei betonte Marckmann
aber: „Die Selbstbestimmung ist
nicht das Privileg der Patienten.
Auch wenn Suizidbeihilfe eine
ärztliche Aufgabe sein sollte, kann
der Patient sie nicht automatisch
von seinem Arzt verlangen. Nie-
mand kann verpflichtet werden,
Sterbehilfe zu leisten – so formu-
lierten es auch noch einmal expli-
zit die Karlsruher Richter.“ Nach
der derzeit gängigen Praxis des as-
sistierten Suizids in Deutschland
befragt, antwortete Marckmann:
„Tatsächlich wissen wir es nicht,
da es dazu derzeit noch keine sys-
tematische Erfassung gibt.“ – red

Wenn Menschen den Sterbewunsch äußern, stehen nicht nur die Angehörigen, sondern viele weitere Personen und Professionen vor schwierigen
Überlegungen, Abwägungen und Entscheidungen. In Europa ist die Rechtslage bei der Sterbehilfe uneinheitlich (siehe Grafik unten). − F./Grafik: dpa


